


































































































Rechtsanwaltsprüfung Herbst 2016 
Verwaltungsrecht: Schriftliche Prüfung 
 
Bewertung der schriftlichen Prüfungsarbeiten 
 
1. Aufgabenstellung: 
 
Die Aufgabenstellung für die schriftliche Prüfung im Fach Verwaltungsrecht lautete 
wie folgt: 
 
Herr Paul Heeb erscheint heute in Ihrer Rechtsanwaltskanzlei und übergibt Ihnen die 
beiliegenden Unterlagen. Er ersucht Sie, eine Beschwerde gegen die Entscheidung der 
Regierung vom 06. September 2016 zu erheben. Er erklärt, die genannte Regierungs-
entscheidung sei ihm am 12. September 2016 zugestellt worden. 
 
Prüfungsaufgabe: 
 
Verfassen Sie ein Rechtsmittel gegen die Entscheidung der Regierung vom 06. Sep-
tember 2016. 
 
Beilagen: 
 Schreiben Heeb an ABI 27.08.2015 samt zwei Beilagen 
 Schreiben ABI an Heeb 22.09.2015 
 Schreiben Heeb an ABI 10.11.2015 samt eine Beilage 
 Schreiben ABI an Heeb 17.11.2015 
 Schreiben Heeb an ABI 27.11.2015 
 Schreiben an ABI an Heeb 02.12.2015 
 Schreiben Heeb an ABI 22.12.2015 samt eine Beilage 
 Schreiben ABI an Heeb 11.01.2016 
 Schreiben Heeb an ABI 14.02.2016 samt eine Beilage 
 Schreiben Heeb an Regierung 24.04.2016 
 Entscheidung der Regierung 06.09.2016 
 Lageplan Parzellen Nr. 2871 und 2872 
 Orthophoto zum Lageplan 
 Auszug aus Zonenplan Schaan mit Kennzeichnung der Parzellen Nr. 2871 und 2872 
 Bauordnung der Gemeinde Schaan 
 
(Sie können davon ausgehen, dass alle Dokumente rechtsgültig unterschrieben sind) 
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2. Fallzusammenfassung: 
 
Herr Paul Heeb erstattete am 27.08.2015 beim Amt für Bau und Infrastruktur 
(ABI) eine Anzeige. Er führte aus, dass der Verein „Kunst im Torkel“ das 
Nachbarhaus gemietet habe und nun baugesetzwidrig nutze, nämlich - sinnge-
mäss - gewerbsmässig als Hotel und Gasthaus. Er ersuche das ABI um Abhilfe. 
Am 17.11.2015 antwortete das ABI mit Schreiben, aufgrund der Stellungnahme 
des betroffenen Personenkreises und der Antwort des Präsidenten des Vereins 
ergebe sich, dass der zulässige Dienstleistungs-Gewerbeanteil gemäss Bauord-
nung nicht überschritten sei und die temporären und sporadischen Tätigkeiten 
des Vereins noch nicht als zweckwidrige Nutzung der Liegenschaft zu qualifi-
zieren seien. Allenfalls müsse Paul Heeb eine Zivilklage erheben. Es könne 
aber bestätigt werden, dass das Nachbarhaus baurechtlich ausschliesslich für 
Wohnzwecke bewilligt worden sei. 
 
Auf weitere Sachverhaltsmitteilungen des Paul Heeb antwortete das ABI, es 
werde den Sachverhalt weiter abgeklären. 
 
Mit Schreiben vom 24.04.2016 („Beschwerde“) wandte sich Paul Heeb an die 
Regierung und teilte mit, dass auf der Nachbarliegenschaft vom genannten Ver-
ein ein Hotel- und Gastgewerbebetrieb betrieben werden, obwohl hierfür keine 
Baubewilligung vorliege. Das ABI habe bis heute nichts unternommen. Nun 
bitte Paul Heeb die Regierung, Abhilfe zu schaffen. 
 
Die Regierung erkannte mit (normaler verwaltungsrechtlicher) Entscheidung 
vom 06.09.2016 wie folgt: 

 
1. Die Beschwerde von Paul Heeb gegen die Entscheidung des ABI vom 

17.11.2015 wird abgewiesen und die angefochtene Entscheidung wird 
bestätigt. 

 
2. Der Beschwerdeführer ist schuldig, die Entscheidungsgebühr in Höhe 

von CHF 100.00 zu bezahlen. 
 

Die Regierung führte im Wesentlichen aus: 
 Das Schreiben des ABI vom 17.11.2015 sei als anfechtbare Verfügung zu 

qualifizieren. 
 Der Beschwerdeführer komme in seiner Beschwerde vom 24.04.2016 der 

Rüge- und Substantiierungspflicht nicht nach, weshalb darauf nicht weiter 
eingegangen werde. 

 Aber auch eine materielle Prüfung der Beschwerde führe zur Abweisung der 
Beschwerde: 

 Ein Baubewilligungsverfahren könne nur vom Bauherr, nicht vom ABI ein-
geleitet werden. Somit gebe es gar kein Baubewilligungsverfahren und dem 
Beschwerdeführer komme als Nachbar keine Parteistellung zu. 

 Es sei nicht Aufgabe des ABI, zu beurteilen, ob die Tätigkeit des Vereins 
eine Änderung der Nutzungsart bzw. Zweckbestimmung der Liegenschaft 
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darstelle, denn gemäss Art. 94 BauG könne das ABI nur die Rechtmässig-
keit von Bauten, nicht aber deren Nutzung überwachen. 

 Für Ruhe und Ordnung sei die Gemeinde zuständig; Nachbarstreitigkeiten 
seien auf den Zivilrechtsweg zu verweisen. 

 Das ABI habe sein Ermessen, wie es mit der Anzeige des Beschwerdefüh-
rers umgehe, pflichtgemäss ausgeübt. 

 
3. Prüfungsschema und Standardlösung: 

 
1. Form des Schriftsatzes: 
 
Form, Rubrum, Unterschrift, Bezeichnung des Rechtsmittels und der Rechts-
mittelinstanz, Anfechtungserklärung, Anträge, Sprache und insbesondere Auf-
bau und Struktur des Schriftsatzes werden bewertet. 

 4 Punkte 
2. Aufsichtsbeschwerde: 
 
Beim Schreiben des Paul Heeb an die Regierung vom 24.04.2016 handelt es 
sich nicht um eine Verwaltungsbeschwerde gemäss Art. 90 LVG, sondern um 
eine Aufsichtsbeschwerde (Rechtsverzögerungsbeschwerde) gemäss Art. 23 
LVG. Dies ist insbesondere daraus erkennbar, dass Paul Heeb sich darüber be-
schwert, dass das ABI „bis heute nichts unternommen“ hat. Auch aus der Tatsa-
che, dass das ABI nach dem 17.11.2015 dem Beschwerdeführer zwei Mal (am 
02.12.2015 und 11.01.2016) mitteilte, es werde den Sachverhalt weiter abklä-
ren, ergibt sich, dass das ABI sein Verfahren nicht abgeschlossen hat und noch 
keine verwaltungsrechtliche Entscheidung vorliegt. 
 
Somit hat die Regierung eine verfahrensrechtlich unrichtige Entscheidung ge-
fällt, weshalb diese aufzuheben und die Sache an die Regierung zurückzuleiten 
ist, um über die Aufsichtsbeschwerde vom 24.04.2016 zu entscheiden. 
 
  11 Punkte 
 
3. keine Entscheidung des ABI: 
 

 Sollte jedoch der VGH das Schreiben vom 24.04.2016 als Verwaltungsbe-
schwerde qualifizieren, hätte die Regierung die Beschwerde vom 24.04.2016 
zurückweisen müssen, da keine anfechtbare Verfügung des ABI vorliegt. Das 
Schreiben des ABI vom 17.11.2015 ist als einfaches Informationsschreiben zu 
qualifizieren (LES 2016, 105). 

   5 Punkte 
 
4. Unzuständigkeit: 
 
Wenn eine anfechtbare Verwaltungsentscheidung des ABI und eine Verwal-
tungsbeschwerde vorläge, hätte die Regierung auf die Beschwerde vom 
24.04.2016 nicht eintreten dürfen oder diese zurückweisen müssen, da die Re-
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gierung nicht zuständig ist, über Beschwerden gegen Entscheidungen der Bau-
behörde (des ABI) zu entscheiden. Zuständig ist die VBK (Art. 98 Abs. 1 
BauG, Art. 4 Abs. 1 Bst. a Ziff. 1 Beschwerdekommissionsgesetz). 
 
Somit ist die Regierungsentscheidung ersatzlos aufzuheben oder dahingehend 
abzuändern, dass die Beschwerde vom 24.04.2016 zurückgewiesen wird. 
 

 11 Punkte 
 
5. Beschwerdeverfahren in Bausachen: 

 
Würde der VGH dennoch die Zuständigkeit der Regierung bejahen, wird 
Folgendes eingewendet: 

 
5.1. Verbesserungsauftrag: 

Da es sich beim Beschwerdeführer um einen juristischen Laien handelt, 
hätte die Regierung die Beschwerde vom 24.04.2016 zur Verbesserung 
zurückstellen (Art. 96 Abs. 2 LVG; LES 1996, 7; Kley S. 309) und den 
Beschwerdeführer entsprechend anleiten (Art. 55 Abs. 1, Art. 58 Abs. 4 
LVG: Manuduktionspflicht) müssen. 

  3 Punkte 
 
5.2. rechtliches Gehör: 

Das rechtliche Gehör des Beschwerdeführers wurde (insbesondere durch 
das ABI) dadurch verletzt, dass dem Beschwerdeführer die „Stellung-
nahme des direkt betroffenen Personenkreises“ und die „Antwort des 
Präsidenten des Vereins“ nicht zugestellt wurde (Art. 64, Art. 81 Abs. 1 
LVG). 

  3 Punkte 
 
5.3. Amtswegigkeit: 

Das ABI muss aufgrund der Anzeige vom 27.08.2015 von Amtes wegen 
tätig werden und prüfen, ob das Baugesetz verletzt ist (Art. 81 Abs. 1, 
Art. 87 Abs. 2 und 4, Art. 91 Abs. 3, Art. 94 Abs. 1 BauG, Offizialma-
xime). Ein Ermessen kommt dem ABI nicht zu. 

  3 Punkte 
 
5.4. Parteistellung des Beschwerdeführers: 

Dem Beschwerdeführer kommt als Nachbar Parteistellung zu (Art. 77 
Abs. 2 Bst. c BauG, LES 2015, 134). 

  3 Punkte 
 
5.5. Nutzungsänderung: 

Die gewerbliche Nutzung der Liegenschaft als Hotel und Gaststätte stellt 
eine Nutzungsänderung dar, die baubewilligungspflichtig ist (Art. 94 
Abs. 1, Art. 72 Bst. b, Art. 67 Abs. 1 BauG, LES 2015, 134). Es fehlen 
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jedoch dazugehörige Sachverhaltsfeststellungen, weshalb ein sekundärer 
Feststellungsmangel vorliegt. 

  4 Punkte 
 
5.6. andere Zuständigkeit: 

Nicht die Gemeinde oder das Amt für Volkswirtschaft (als Gewerbebe-
hörde) oder die Zivilgerichte sind vorliegendenfalls zuständig, denn es 
geht um eine Bausache geht (Art. 94 Abs. 1, Art. 91 Abs. 3 BauG, LES 
2015, 134). 

  3 Punkte 
 
6. Zusatzargumente: Zusatzpunkte 

 
Weitere vertretbare und erfolgversprechende Argumente werden mit Zu-
satzpunkten benotet. 

 
Total 50 Punkte + Zusatzpunkte 
 

 
Es werden folgende Noten vergeben: 
 
47 - 50 Punkte: sehr gut 
44 - 46 Punkte: sehr gut bis gut 
41 - 43 Punkte: gut 
37 - 40 Punkte: gut bis genügend 
30 - 36 Punkte: genügend 
  0 - 29 Punkte: nicht genügend 
 
Die Bewertung der einzelnen Prüfungsaufgaben ist auf den folgenden Seiten enthalten. 
 
Vaduz, 07. Oktober 2016 
 
 
 
________________________________ 
lic.iur. Andreas Batliner 
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